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Bekanntmachung.
I . Die demobilisierten, früheren deut¬

schen Militärangehörigen , welche ihre
Wohnung in dem von den Alliierten be¬
setzten Gebiet erreichen und ihre Uniform
noch tragen, auch nicht vollständige, wer¬
den anfgefordert, die äußerlichen Zeichen
der Ehrenbezeugung auszuführen , gerade
wie das Militär der Alliierten Armeen,
ividrigenfalls sie sich der Gefahr aussetzen,
verhaftet und als Kriegsgefangene behandelt
zu werden.

-II. Diejenigen, welche im Uuterlahnkreis
wohnen, müssen, sobald sie in ihrer Woh¬
nung angekommen sind, von ihrer Uniform,
wenn sie von derselben aus Mangel an
Zivilanzügen weiteren Gebrauch machen
wollen, sämtliche Abzeichen über Dienst¬
grad und Regiment und im Allgemeinen
alle militärischen Kennzeichen, wie Auf¬
schläge. Achselklappen, Regimentsuummern,
Mtlitärknopfe usw. entfernen. Sie sollen
sich auch sofort eine Zivil-Kopfbedeckung
verschaffen. Das Tragen von Schirm¬
mützen oder Feldmützen, auch wenn an
diesen die Abzeichen abgenommen sind,
ist unter Gefängnis- und Geldstrafen
streng verboten.

III . Den Kindern ist ebenfalls das
Tragen von Militärinützen verboten, sowie
jede militärischen Abzeichen, was es auch
sein mag. Jede Uebertretung dieses Ver¬
bots wird für die Eltern eine Geldstrafe
zur Folge haben, und inr wiederholten
Falle eine Gefängnisstrafe.

IV. Die in § 1 vorgesehenen Sanktio¬
nen sind unmittelbar . Die in §§ 2 und
3 vorgesehenen werden erst 8 Tage nach
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung
in Kraft treten.

Diez, den 31. Dezember 1918.
Der Chef

der Militärverwaltung des Unterlahnkreises.
A. Graignic,  Rittmeister.

Veröffentlicht.
Nassau , 11. Januar 1919.

Der Bürgermeister:
Hasencleoer.

Die Durchführung des Waffen¬
stillstandes.

Aufhebung der Blockade gegen Deutsch¬
land ?

— Rotterdam, 8. Januar. Nach einem
Telegramm der Nieuwe Rotterdamsche Courant
aus London wird aus New York vom Mon.
tag gemeldet: Das Staatsdepartement hat
zu verstehen gegeben, daß feiner Ansicht nach
die wirtschaftlichen Zwangsmaßregeln gegen
Deutschland gemildert werden müssen, w.-nn
man wolle, daß Deutschland Schadenvergütung
bezahle. Nach Ansicht des Staatsdepartements
würde die Aushebung der Blockade schon vor
der Unterzeichnung des Friedensoertrages statt-finden können. *

Freier Briefverkehr ins b
setzte Gebiet.

. »7 ? crHu - 9- Januar . Das Reichspof
teilt mit: Nach dem von den Engländern
Belgiern besetzten deutschen Gebiet, insbc
dere nach den Städten Köln , Köln-Deutz.
" "SM. Mülheim a. Rhein . M .-Gladl
Krefeld, Bonn , Düren, Euskirchen, Schlei
Malmedy, ferner nach Orten in den Kr
Aachen-Stadt , Aachen-Land . Eupcn. Ge
Kirchen, Heinzberg. Jülich und Erkelenz
aus dem unbesetzten Deutschland vor«
wieder alle Postsendungen, außer Pakete
Zeitungen zulässig. Die Briefe können
schloffen eingelirsert werden.

Ludendorf.
General Ludendorff hielt sich bisher im Ein¬

vernehmen mit der Regierung in Stockholm
bei feinem Schwager auf. Infolge der in der
legten Zeit gegen ihn gerichteten Angriffe hat
er sich veranlaßt gesehen, die Regierung um
Erlaubnis zur Rückkehr nach Deutschland zu
bitten. Nachdem diese Erlaubnis erteilt wurde,
ist er sofort nach Deutschland abge.eist, wo er
sich gegenwärtig wieder aushült.

Kandidatenliste
der Deutschen Volkspartei
Die Deutsche Bolkspartei hat für den Wahl¬

kreis Heffen-Naffau foldende Kandidatenliste
für die Wahlen zur deutschen Nationalver¬
sammlung ausgestellt:

1. Geheimrat Rießer-Berlin.
2. Amtsgerichtsrat Lieber-Wiesbaden.
3. Arbeitersekretär Geisler-Frankfurt.
4. Stadtoerordnetenvorst. Dr, Kalle-Biebrich.
5. Frau Julie Baffermann-Mannheim.
6. Ingenieur Ehr, Banfa -Limburg.
7. Stadtverordneter Dr . Rumpf-Frankfurt.
8. Fabrikant Dr . Heräus-Frankfurt.
9. Stadtverordneter und Kaufmann Behle-

Bad Homburg.
10. SchornsteinfegermeisterFrank -Frankfurt.
11. Oberlehrerin Julie Belde-Frankfurt.
12. Kreistierarzt Lüdexs.Dillenburg.
13. Professor Hans Köppe-Marburg.
14. Landesbibliothekar Dr. Hopf-Kaffel.
15. Schriftsteller Dr. Friedrich Böttcher-Men-

gerinhausen (Waldeck).

Wie wird gewählt?
Die jetzt zu tätigende Wahl zur oeifassung.

gebenden deutschen Nationalversammlung un¬
terscheidet sich von der früheren Reichstags¬
wahl einmal durch die Vergrößerung des Kcei-
ses der Wahlberechtigten infolge der Ausdeh-
nung des Wahlrechts auf Frauen , Soldaten
und junge Leute von 20—25 Jahren und so-
dann durch Anwendung der sogenannten Ver¬
hältniswahl . Früher galt Mehrheitswahl, d.
h. der Kandidat war gewählt, der die absolute
Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten
hatte. Hatte bei 100000 abgegebenen Stim-
men ein Bewerber 50001 Stimmen, so hatte
er gesiegt über seinen Gegner mit 49999
Stimmen . Letztere blieben unvertreten. Anders
bei der Verhältniswahl . Hier soll jede Par-
teigruppe die dem Verhältnis ihrer Stimmen-
zahl entsprechende Anzahl Sitze erhalten. Um
dies durchzuführen, muß man den Wahlkreis
erstens so groß machen, daß auf ihn eine grö¬
ßere Anzahl von Sitzen entfällt, die dann nach
dem Verhältnis der Stimmcnzahl auf die
konkurrierenden Parteigruppen verteilt werden
können. So bestehtz. B . Wahlkreis 21 aus
den Regierungsbezirken Koblenz (außer Wetz,
lar) und Trier und dem oldenburgischem
Fürstentum Birkenfeld und hat 12 Sitze in
der Nationalversammlung zu beanspruchen.
Zweitens darf bei diesem System von vornhe¬
rein nicht mehr ein Einzelbewerber, sondern es
muß nach Wahloorfchlägen (Listen) gewählt
werden, d. h. die Wähler müssen sich zunächst
auf einen Sammeloorschlageinigen, dem dann
der Bewerber entnommen werden soll. Die
Parteigruppen stellen also ihre Vorschläge auf,
wie sie sie zur Nationalversammlung herange¬
zogen wissen wollen, enthalten. Nach Prüfung
dieser Vorschläge auf ihre formellen Voraus-
setzungen hin veröffentlicht der Wahlkommis-
sar — das ist für den oben erwähnten Wahl-
bezirk 21 der Regierungspräsident von Grö-
ning in Koblenz — diese Vorschläge. Nun-
mehr sind die Wähler an diese Vorschläge
(Listen) gebunden. Kandidaten die Stimme
zu geben, die nicht auf der veröffentlichten
Liste stehen, ist zwecklos. Solche Stimmzettel
werden ungültig. Korrekt wäre es, daß der
Stimmzettel des einzelnen Wählers die sämt-
ltchen Namen des Wahloorschlages seiner Par-
tei enthält. Nötig ist das nicht. Der Wähler
kann sich damit begnügen, aus dem Stimin-
zettel den eisten Namen seines Wahloorschla¬
ges zu nennen. Tut er das, hat er den Vor-
schlag ganz gewählt. Er kann sogar seine
Stimme einem andern Bewerber geben, wenn
dieser nur auf der Liste seiner Partei steht.
Auch ein solcher Stimmzettel wird als für die
betreffende Liste abgegebenen gezählt. Ob
schließlich gerade dieser Bewerber einen Sitz
erhält, hängt davon ab, ob feine Partei so
viel Sitze erringt, daß er nach der Stelle, an
der er ans der Vorschlagsliste steht, an die
Reihe kommt.

Wenn schon das System der Verhältnis¬
wahl es mit sich bringt, daß kleinere Partei¬
gruppen einen Abgeordnetensitz erringen kön¬
nen, während sie bei Mehrheilswahl ganz aus»
ftelen, jo wäre es andererseits ganz zwecklos
und verkehrt, zu kleine Gruppen zu bilden
und mit Sonderwahloorfchlägen aufzutreten.
Wie der Name »Verhältniswahl" besagt, muß
eine Gruppe , um einen Sitz zu erhalten, im¬
merhin so viel Stimmen aus sich vereinigen,
daß sie im Verhältnis der Gesamtstimmenzahl
zu der Zahl der zu vergebenden Sitze bedacht
werden kann . Ganz kleine Gruppen find also
von vornherein von der Beteiligung an den

Sitzen ausgeschlossen. Es kann deshalb nicht
dringend genug davor gewarnt werden, solche
kleine Gruppen zu bilden. Wenn sich hier»
nach nur Gruppen nach größeren Gesichts»
punkten bilden sollten, so kann es zweckmä¬
ßig werden, daß die Parteirichtungen , die im
Wahlkreis nur schwächer vertreten sind, aber
auch größere Parteien , wenn sie in bestimm-
ter Richtung Zusammengehen wollen, ihre
Wahlvorschläge, verbinden, d. h. sie erklären
dem Wahlkommissar , daß ihre Vorschläge mit
denen einer andern Parteigruppe verbunden
seien. Dann werden die so verbundenen Vor¬
schläge bei der Wahl zunächst als ein Wahl-
Vorschlag behandelt , d. h. sie können infolge
der nunmehr erreichbaren höheren Stimmen-
zahl mehr Sitze erringen , als wenn sie allein
aufgetreten wären , oder überhaupt es zu einem
Sitze bringen, während sie sonst ganz ausge¬
fallen wären . Nachher werden die Stimmen
der einzelnen Gruppen wieder getrennt, um zu
ermitteln, wer von ihnen den Sitz oder die
Sitze erhält . Diese Unteroerteilung wie über¬
haupt auch die Verteilung der Abgeordneten¬
sitze auf die abgegebenen Stimmen geschieht
auf folgende Weise:

Die auf die einzelnen Wahloorschläge ge-
fallen Stimmenzahlen werden nacheinander
durch 1, 2, 3, 4, 5 usw. geteilt, big so viele
Teilzahlen vorhanden sind, daß eine der Zahl
der Abgeordnetensitze entsprechende Anzahl
von Höchstzahlen — in Wahlkreise Koblenz
also zwölf — ausgesondert werden können.
Jeder Wahloorschlag erhält dann so viele Sitze,
wie auf ihn Höchstzahlen entfallen.

Ein Beispiel, bei dem der Einfachheit hal-
der nicht mit 12, sondern mir 5 Abgeordneten
gerechnet ist, möge dies erläutern;

Gesamtzahl der Stimmen 600 000, davon
haben
Wahlvorschlag Wahloorschlag Wahloocschlag

A B C
280 000 210000 110000

Stimmen erhalten, während 5 Sitze zu vertei-
len sind. Es werden also 280 000, 210000
und 110000 nacheinander durch 1, 2, 3, 4, 5
usw. geteilt, bis 6 Höchstzahlen vorhanden
sind.

geteilt
durch

Wahloor¬
schlag A

Wahlvor¬
schlag B

Wahloor¬
schlag c

1 280000 210000 110000

2 140000 105 000 55000

3 93333 70000

4

Die Höchstzahlen sind unterst! chen.
Es enthält also Wahloorschlag A 2 Sitze,

B 2 Sitze, C 1 Sitz.

Die Programme der neuen
politischen Parteien.

3. Was will die deutsche demokratische
Partei?

Die deutsche demokratische Partei will eine
große Partei sein und alle demokratischen Cle-
mente umfassen, die zwischen Zentrum und
dein rechten Flügel der Sozialdemokraten
stehen. Duldsamkeit ist ihr Prinzip , auch an-
ders Denkende sind ihr willkommen . Jnsbe.
sondere rechnet sie aus die kräftige und tat¬
kräftige Mitwirkung der Frauen . Unsere
Front ist gegen links gerichtet, gegen eine
übermächtige Sozialdemokratie . In der So¬
zialdemokratie sind starke Kräfte am Werke,
die eine Klassenherrschaft aufrichten wollen.
Dagegen verwehren wir uns mit aller Macht
und Energie : denn wir sind eine demokratische
Partei , und nur der Wille des Volkes ist für
uns maßgebend, nicht der der Klaffen. Wir
find aber auch eine deutsche Partei , wir wollen
ein auf immer geeintes, alle deutschen Stämme
umfassendes mächtiges deutsches Reich. Was
ist Deutschland jetzt?

Das alte Regierungssystem in Deutschland
ist zusammengebrochen. Drei Millionen Tote
und Invalide , die Einbuße des größeren Tei¬
les unseres Dolksoermögens , der Verlust von
Schiffahrt und Außenhandel , Hunger und
Elend kennzeichnendas Trümmerfeld , das uns
eine verfehlte äußere und innere Politik hin¬
terlassen hat.

Die Bahn zum freien Bolksstaat ist offen.
Aber allzulange schon dauert die mir dr . Re-
oolution verbimdene Unordnung und Gesetz.

lostgkeit. Erleben wir nicht die tägliche De
drohung durch die Spartakusleute , die Zer
rüttung unseres Wirtschaftslebens durch poli
tische Streiks und sinnlose Lohnforderungen
die Losreißung deutscher Reichsgebiete durch
die Polen , die würdelose Zersplitterung des
Reiches im Innern ? Wahrlich , die Geschicke
Deutschlands sind schlecht aufgehoben, solange
nicht Ordnung und Gesetzmäßigkeit wieder¬
kehren.

In dieser Rot können nur große Parteien
wirksam am Wiederaufbau unseres Vaterlan¬
des Mitarbeiten. In der

Deutschen demokratischen Partei
haben sich alle zusammengeschlossen, die, auf
dem Boden der Republik stehend, bei den
Wahlen zur Nationalversammlung das Schick¬
sal Deutschlands weder der Reaktion auslie¬
fern noch der Sozialdemokratie allein über¬
lassen wollen.

Wir verlangen und wollen die errunge¬
nen politischen Freiheiten nicht wieder preis¬
geben. Wir treten deshalb bei den Wahlen
ein für die Errichtung einer deutschen Repu¬
blik, in der alle öffentliche Macht allein auf
dem Willen des souveränen Volkes beruht.
In ihr sollen die einzelnen deutschen Stämme
ihre Eigenart selbständig und frei entwickeln
können. Wir fordern die völlige
Gleichberechtigung aller Staatsbürger

und Staatsbürgerinnen
vor dem Gesetz und in der Verwaltung , ohne
Rücksicht aus Stand , Klasse und Bekenntnis,
und verlangen die Freiheit des Gewissens und
der Religionsübung. Eine Trennung von
Staat und Kirche ist nur denkbar unter voller
Wahrung der vollen Würde und unter Siche¬
rung der finanziellen Selbständigkeit der Kirche.

Die Frage der Trennung von Staat und
Kirche spielt in der Wahlagitation eine große
Rolle. Es wird dabei zu Zwecken der Wahl¬
agitation über den Begriff der Trennung von
Staat und Kirche selbst eine klare Auskunft
vermieden und in der Hauptsache mit den
schlimmen Folgen einer solchen Trennung von
Staat und Kirche operiert. Wenn man unter
Trennung von Staat und Kirche versteht, daß
durch ein Gewaltakt des Staates die Kirche
ihrer historischen Stellung im Staat beraubt
wird, daß die Kirchen geschlossen werden und
das Kirchenoermögen verstaatlicht wird, wenn
man darunter versteht, daß die Ordensleute
verjagt und die Priester gezwungen werden,
ein Handwerk zu ergreifen um sich zu ernäh-
ren, wenn sie nicht von milden Gaben der
Gläubigen leben wollen, wenn man das alles
unter Trennung von Kirche und Staat versteht,
dann kann man nur mit aller Entschiedenheit
sagen, daß die Deutsche demokratische Partei
entschiedenste Gegnerin einer solchen Art Tren¬
nung von Staat und Kirche ist. Die Deutsche
demokratische Partei verlangt Gerechtigkeit
gegen jedermann. Darin liegt auch die For¬
derung nach Gerechtigkeit gegenüber der Kirche.
Mit derselben Entrüstung, mit der die Deutsche
demokratische Partei gegen die diktatorischen
Eingriffe eines Adolf Hoffmann Einspruch er-
hoben hat, mit derselben Schärfe wird fie sich
gegen jede Ungerechtigkeit von anderer Seite
wenden.

Die Frage der Trennung von Kirche und
Staat kann aber auch von einer anderen rein
sachlichen Seite betrachtet werden. Die vom
Staat unterstützte Kirche gerät notwendig in
eine gewisse Abhängigkeit vom Staate . Das
kann für die Kirche geradezu verhängnisvoll
werden, sobald einmal im Staate eine Regie-
cung am Ruder Ist, welche der Kirche fremd
oder ablehnend gcgenübersteht. Wenn bei-
sptelsweise die Regierung eines Adolf Hoffmann
in die Besetzung der kirchlichen Stellen hinein-
zuredenhat , so wird es für die Kirche gerade-
zu eine Lebensnotwendigkeitsein, vom Staate
los zu kommen. Ein Parteiprogramm , das
sich mit der Floskel begnügt, Gegner der Tten-
nung von Kirche und Staat zu fein, kann
unter den Umständen nicht ausleichen. Das
Parteiprogramm muß gleichzeitig sagen, wie <H
sich verhalten wird, wenn es der Fall sein
wich, daß die Trennung von Staat und Kirche
notwendig oder unvermeidlich wird , und daß
sie sogar einem dringenden Wunsche der Kirche
entspricht. Für diesen Fall gibt die deutsche
demokratische Partei erschöpfende Richtlinien
an. Eine Trennung von Kirche und Staat
darf in einem solchen Falle nur erfolgen unter
Wahrung der Würde und der Bedeutung der
Kirche. Die Deutsche demokratische Partei er-
kennt durchaus die hohe Bedeutung der Kirche
an und wünscht nicht, daß der segensreiche
Einfluß der Kirche aus unserem völkischen Le-



ben ausgeschaltet werde. Wahrung der Würde
und der Bedeutung der Kirche ist daher in
diesem Falle die erste Forderung. Die weitere
Forderung ist Sicherung der finanziellen Un.
abhängigkeit der Kirche. Die Kirche, deren
Güter der Staat s. Zt. gegen die Verpflichtung
der staatlichen Unterstützuug der Kirche an sich
genommen hat, muß finanziell so gestellt wer.
den, daß sie und ihre Organe sich frei entfalten
können. Im freien Staat muß für die Be.
tätigung einer freien Kirche Raum bleiben.

Die Stellung der Deutschen demokratischen
Partei zur Schule ist ebenfalls bedingt durch
die Grundprinzipien des demokratischen Pro¬
gramms. Die demokratische Partei tritt für
die Einheitsschule ein. Einheitsschule ist aber
keineswegs, wie dies so oft behauptet wird, die
religionslose Schule. Die Frage der Einheits-
schule ist eine lediglich schultechnische Frage.
Die Einheitsschule bedeutet, daß die bisherigen
Standesschulen wegfallen, und die Kinder aller
Volksgenossen zunächst in eine gemeinsame
Volksschule eintrelen. Von dort gehen sie
dann nicht nach dem Geldbeutel ihres Vaters
und nach ihrer Geburt, sondern je nach Be¬
gabung in die höhere Schule über.

Eine ganz andere Frage ist die Frage der
religionslosen Schule. Die Deutsche demokra»
tische Partei steht durchaus auf dem Stand¬
punkt, daß der Religionsunterricht in die
Schule gehört. Daß eine Art von Religions¬
unterricht notwendig ist, erkennt übrigens so-
gar die radikalste Sozialdemokratie eines Adolf
Hoffmann an. Sie will allerdings ben Reli-
gionsunterricht beseitigen, dafür aber einen
konessionslosen Moralunterricht einführen.

Als Anhängerin des Grundsatzes der Gewif.
fensfreiheit steht die Deutsche demokratische
Partei auf dem Standpunkt, daß den Eitern
nicht zugemutet werden kann, ihre Kinder in
den Unterricht dieser konfessionslosen Moral
zu schicken, in der Praxis vielfach nichts an-
deres als ein Unterricht in der Irreligiosität.
Mit derselben Entschiedenheit, mit der die
Deutsche demokratische Partei dafür eintritt,
daß Kinder konfessionsloser Eltern nicht in
einen konfessionellen Unterricht gegen den
Willen ihrer Eltern hineingezwungen werden
dürfen, mit derselben Entschiedenheit protestiert
sie dagegen, daß Kindern gläubiger Eltern zu-
gemutet werden soll, in religionslose Schulen
zu gehen.

Der ordentlichen Arbeit gebührt als Lahn
ein auskömmliches, lebenswertes Dasein und
Teilnahme an den Gütern der Kultur.
Staatliche Anerkennung der Arbeiter-

«nd Angestelltenverbünde,
obligatorisches Schiedsgericht sowie Gewähr,
leistung der durch Tarifverträge festgesetzten
Arbeitsbedingungen, insbesondere auch der ver¬
einbarten Mindestlöhne und Mindestgehälter,
müssen hierzu verhelfen. Auch den Wirtschaft-
lich Schwachen, vor allen den Kriegsbeschä-
digten, den Witwen und Waisen unserer Ge-
sallenen, muß der Staat eine menschenwürdige
Existenz schaffen. Den Tüchtigen dürfen weder
Standesvorrechte noch Bureaukratismus. weder
Geldmacht noch Klaffenoo rurteile am Aufstieg
hindern. Der Staat hat allen Befähigten die
gleiche Ausbildung jeder Art und Schule und
Hochschule zu verbürgen. Denn nur der
Tüchtige hat in einer freien Demokratie ge.
rechten Anspruch auf Dorwärtskommen.

Notwendig ist
eine wirklich soziale Steuerpolitik!

Einmalige progressive Vermögensabgabe, auf
angemessene Zeit verteilt. Gestaffelte Einkom.
mensteuer unter möglichster Schonung der
kinderreichen Familien, des Arbeitseinkommens
und der kleinen Vermögen. Allgemeine Erb.
schaftssteuer für jeden größeren Nachlaß. Vor
allem aber schärfste Erfassung der Kriegsge-
winne. An diesem Kriege darf kein Deutscher
sich bereichert haben.

Solche Lasten aber können nur getrogenwerden bei
Aufrechterhaltungdes Privateigentums
und einer Wirtschaftsordnung, die das Inte¬
resse des Einzelnen am Erwerb lebendig hält
und ihn zu höchster Tätigkeit anspornt. Die
unerhörte Verschuldung, der Maxgel an Roh¬
stoffen und die Zerstörung unseres Außenhan.
dels bedrohen uns mit einer Wirtschaftskrise
sondergleichen. Nur die gemeinsame Anspan,
nung aller Kräfte von Unternehmern und Ar-
beitern, von Selbständigen und Angestellten
kann den Zusammenbruch verhindern. Darum
verwerfen wir die von der Sozialdemokratie
«ngestrebte Ueberführung aller Produktions¬
mittel in das Eigentum der Gesellschaft. Das
Beispiel der Kriegsgesellschasten schreckt! Die
Frage der Sozialisierung ist rein sachlich für
jeden Einzelfall danach zu entscheiden, ob eine
Steigerung der Erwerbsmöglichkeitender drei,
ten Massen und eine Erhöhung des Produk-
tionsertrages erzielt werden kaun. Keinesfalls
dürfen Staatseingriffe in der Form der Bure-
aukratisterung des Wirtschaftslebens erfolgen.

Im Gegensatz zum Parteiprogramm der
Sozialdemokratie sind wir von dem Wertund der

Unentbehrlichkeitdes Handwerks
und Kleinhandels

überzeugt. Wir erstreben die Wiederaufrich.
tung des Handwerks durch schleunige Zufüh.
txmf} von Rohstoffen. Kreditbeschaffung und
Fürsorge für das Lehrlingswefen.

Die politische und wirtschaftliche
Stellung der Beamten

inuß aus zeitgemäßer Grundlage gesetzlich auf.
gebaut werden. Ihre Freiheit muß durch
Ausbau des Beamtenrecht gesichert, die Errei.
chung auch der höchsten Amtsstellen den hier¬
zu Geeigneten ermöglicht werden: wohler.
wordene Rechte, besonders Ruhegehälter und

Hinterbliebenenbezüge, müssen gewahrt, die
Organisation der Beamten anerkannt werden.

Auch die Bauern sind nichtu.itergegangen,
wie die Sozialdemokratie prophezeit hat.
Mehr denn je brauchen wir heute

einen starken Bauernstand.
Dorum verlangen wir Beschränkung des Groß-
grundbesttzes, Beseitigung der Fideikommisse
und aller ähnlichen feudalen Vorrechte. Der
Erwerb von Grundbesitz muß auch den länd.
lichen Arbeitern durch eine planmäßige Sied-
lungspolitik erleichtert werden. Kein Wirt-
schaftszweig ist weniger geeignet zur Derstaat-
lichung als die Landwirtschaft. Der freie
Bauer auf freiem Boden!

Militaristische Gewaltpolitik hüben und
drüben hat uns in diesen Krieg geführt. Das
Recht muß unter den Völkern herrschen. Wir
verlangen eine auswärtige Politik, die gerra-
gen ist vom Geiste dauernden Friedens und
Deutschlands Geltung in der Welt sichert.

Wir fordern
Freiheit der Meere

und freie Entwicklung von Handel und Schiff,
fahrt. Der Außenhandel ist unentbehrlich zum
Wiederaufbau der Wirtschaft und zur Der-
mehrung der Erwerbsgelegenheilen unseres
Volkes.

Vorbedingung für eine gute Auslandspo¬
litik ist eine durchgreifendeReform des aus-
wärtigen Dienstes. Die Rechte der Ausländs¬
deutschen und dir Kolonialinleressen des deut¬
schen Volkes müssen gewahrt werden. Wir
verlangen bei den Friedensoerhandlungen auch
für uns das volle freie Selbstbestimmungsrecht,
das wir den anderen Völkern zugestehen.
Wir fordern, daß bei der Regelung der Na-
lionalitätrnfrage in Elsaß-Lothrtngen und in
der Ostmark neben den nationalen auch die
wirtschaftlichen, geographischen und kulturellen
Beziehungen voll berücksichtigt werden. Gegen
jede Verletzung dieses Selbstbestimmungsrechts,
das auch den Deutschösterretchern gebührt,
werden wir uns dauernd wehren. Wir treten
ein für den gesetzlichen Schutz fremdsprachlicher
Minderheiten in Deutschland und verlangen
das gleiche Recht für die deutschen Minder»
Helten im Ausland.

Die Welt soll wissen, daß
die Kraft der deutschen Nation

in der Zukunft nicht ausgeschaltet werden
kann. Wir wollen, daß die Vertreter des
deutschen Volkes stolz und aufrecht zur Frie¬
denskonferenz gehen. Wir wollen, daß sie so
sprechen, wie es den Abgesandten eines unge¬
heurer Uebermacht unterlegenen, sich aber fei-
ner Kraft bewußten, heute freien und selbst-
ständigen Volkes geziemt,

von Nah und Zern.
V Nassau, 11. Januar. Die Wahl zur

deutschen verfassunggebenden Nalionaloer
sammlung findet am Sonntag, den 19. Ja
nuar, von morgens 9 Uhr bis abends8 Uhr,
statt. Die Stadt Nassau bildet ein Stimmbezirk.
Das Wahllokal befindet sich im Rathause.
Sitzungssaal. Als Wahlvorsteher ist Herr
Bürgermeister Hafencleoer, als Stellvertreter
Stadtältester Herr SchmiedemeisterKarl Un¬
verzagt ernannt. Die Wählerliste liegt acht
Tage lang im Rathause offen; jeder überzeuge
sich, daß sein Name aufgeführt ist. Wer nicht
in derselben steht, darf am 19. Januar sein
Wahlrecht nicht ausüben.

V  Nassau, 10. Januar. Am Dienstag,
den 14. Januar , begehen die Eheleute Heinrich
Schmidt hier, das Fest der Silbernen Hoch¬
zeit.

— Katzenelnbogen, 7. Januar. Bei der
kürzlich hier stattgehabten Bürgermeisterwahl
wurde anstelle des freiwillig aus seinem Amte
geschiedenen Herrn Bürgermeisters Stauch Herr
August Echternach gewählt. Dessen Dienst
Periode beginnt am 9. Januar.

Danksagung!
Mir die vielen Beweise herzlicher Teilnahme

hei der Beerdigung - der

Frau Luise Emilie Herder, Ww.,
geh . Basse,

für  die zahlreichen Kranzspenden und Herrn
Pfarrer Moser für seine erhebende Grabrede , allen
herzinnigen Dank.

Die trauernden Hinterbliebenen.

Nassau , 11. Januar 1919.
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Blaue XMsanzüge
einen Posten 25 Mk .. waschecht
einen Posten 28 Mk ., waschecht

empfiehl!

M. Goldschmidt, Nassau.
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MHer Posten

MMtlNdjllU.
Die Wahlzur verfassunggeben¬

den deutschen Nationale r-
sammlung

findet am
Sonntag , den 19. Januar 1919
von vormittags 9 Uhr bis nach¬

mittags 8 Uhr statt.
Die Stadt Nassau bildet einen Stimmbe-

bezirk(Seelenzahl 2225).
Zum Wahlvorsteher ist Bürgermeister Bern-

hard Hafencleoer, zum Stellvertreter der Schmie-
demeifter Stadtältestei Carl Unverzagt ernannt.
Zum Wahlraum wird der Sitzungssaal im
Rathause bestimmt.

Die Wählerliste liegt in der Zeit vom
11. bis cinschl. 18. Januar , also 8 Tage lang,
vormittags von 8- 12-/- Uhr im Rathause.
Zimmer Nr. 1, zu jedermanns Einsicht offen. ’
Wer die Liste als unrichtig oder unvollstän¬
dig hält, kann bis zum Ablauf der Ausle-
gungsfrist bei > m Magistrat schriftlich oder
zu Protokoll Einwand erheben.

Nassau, 9. Januar 1919.
Der Magistrat:
Hafencleoer

Bekanntmachung.
Besitzer von Sprengstoffmengen haben den

Bestand an Sprengstoffen jeden Samstag vor¬
mittags von 8—12-/. Uhr auf dem Rathause,
Zimmer 1, zu melden. Zu- und Abgänge
sind zu erläutern.

Nassau, 11. Jan. 1918.
Die Polizei -Verwaltung:

^ Hasenclever.

Nachrichten-er wirtschastr-
amter der Stadt Nassau.

Gelbe Rüben.
* Dienstag, den 14. Januar , vor-
mittags, im Keller der Löwenbrauerei
Verkauf von gelben Rüben.

Weißkraut.
Mittwoch, den 15. Januar , vor-

mittags, im Keller der Königsbacher
Brauerei Verkauf von Weißkraut.

Kohlen.
Diejenigen Kohlenscheine, die aus

die Zeit bis zum 1. Januar lauten
und noch nicht voll beliefert sind,
sind auf dem Bllrgermeisteramte oor-
zulegen.

Pferdefleisch.
Dienstag Morgen von 10 Uhr an

wird im Freibanklokal Pferdefleisch
verkauft. Prüs 1,20 Mark das
Pfund.

Familicnbcibilfe.
Die Familienbeihilfe für die nach

dem 15. Dezember entlassenen, sowie
der vermißten und sich in Gefangen¬
schaft befindlichen Mannschaften, wird
Mittwoch, den 15. Januar 1919, vor.
mittags, auf der Stadtkasse ausgezahlt.

Eine geräuniige
Manfarden-Woßnung

an ruhige Leute zu vermieten. Näh. Nass. Anz.

«J. W . Kuhn , Nassau.

Eine tüchtige

Mmtsfm»der-Miidcheil
wird sofort gegen gute Bezahlung gesucht.

Zu erfragen in der Gtschästsstelle._
Getrocknete Pilze

ZU ha bep bei I , W . Ku hn. Nassau.

Spiegel mit Holzrahmsn von 0,50
bis 5,50 Mk., Kleiderhalter, Kleiderbü¬
gel, Panelbretter , Möbelklopfer, Kamm¬
kasten , Hosenträger , Paar 1,50 Mark.
-A. Ftosenthal , Nassau.

lan Nachttöpfe,Porzellan Ober¬
tassen, 45 Pfg ., so lange Vorrat
reicht, Teller , Tassen, Schüsseln
und Kumpen lagernd

Alb. Roseuthal,Kassau.OeVOOAOTGTT
Markenfreies

■ Waschpulver ■
in 1 Pfund-Paketen,

■Schmierseife, ■
offen ausgewogen,

empfiehlt
I . W . Kuhn, Nassau.

GGÄGTGGGGG
Ei,, ' Jüuge,

kann sofort bei mir eintreten.
Heinrich Fetz.

Sinkwanueu,Zinkeimer,verzinkte Tvaschtöpse
in großer Auswahl, zu billigen Preisen ein-

getroffen,
Albert Rosenihal, Nassau.

- Prima
Portlaiid - Zeoient

erhallen. Ehr . Balzer,
Baumatcrialienhandlung.

GWsts-EWfehlilng!
Den Einwohnern von Nassau und Umge-

bung zur Kenntnis, daß ich eine

SWglerei urd3nftaQation
in der früheren Schlosserei Blank eröffnet
habe. Hochachtend

Heinrich Fetz.
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